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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteien

Jahresrückblick 2022: Parteien

Die Parteien als wichtige politische Akteure werden in der Öffentlichkeit besonders
stark im Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen wahrgenommen. Mit den
Bundesratsersatzwahlen vom Dezember 2022 schnellte insbesondere die
Medienpräsenz der SVP und der SP, in geringerem Mass auch jene der Grünen in die
Höhe (siehe Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse 2022 im Anhang).
Die SVP hatte dabei den zurücktretenden Ueli Maurer zu ersetzen. Zu reden gab dabei,
dass die in den letzten Jahrzehnten tonangebende Zürcher Kantonalsektion erst nach
längerer Suche überhaupt eine Kandidatur präsentieren konnte (alt Nationalrat Hans-
Ueli Vogt), während die Berner Sektion mit Nationalrat Albert Rösti und Ständerat
Werner Salzmann gleich zwei Kandidaten ins Rennen schicken konnte. Relativ früh
zeichnete sich ab, dass es anders als bei früheren Bundesratswahlen bei der SVP zu
keiner Zerreissprobe und allfälligen Parteiausschlüssen kommen würde, da die anderen
Fraktionen keine Ambitionen erkennen liessen, eine Person ausserhalb des offiziellen
SVP-Tickets zu wählen, für das die SVP-Fraktion letztlich Vogt und Rösti auswählte.
Schliesslich erhielt die SVP mit Albert Rösti einen Bundesrat, der als linientreu und
gleichzeitig umgänglich im Ton gilt.
Die SP wiederum hatte nach dem überraschenden Rücktritt von Simonetta Sommaruga
nur wenig Zeit für die Nominierung ihrer Kandidaturen. Für gewisse Turbulenzen sorgte
hier der von der Parteispitze rasch und offensiv kommunizierte Antrag an die Fraktion,
sich auf Frauenkandidaturen zu beschränken. Ständerat Daniel Jositsch (sp, ZH)
rebellierte zunächst dagegen und gab seine eigene Kandidatur bekannt, zog diese aber
wieder zurück, nachdem die SP-Fraktion dem Antrag der Parteispitze deutlich
zugestimmt hatte. Mit einer «Roadshow» der Kandidatinnen in verschiedenen
Landesteilen versuchte die SP trotz der knappen Zeit noch vom Schaufenstereffekt der
Bundesratswahlen zu profitieren. Aufs Ticket setzte die Fraktion schliesslich die beiden
Ständerätinnen und ehemaligen Regierungsrätinnen Eva Herzog (BS), die Mitglied der
SP-Reformplattform ist und eher dem rechten Parteiflügel zugerechnet wird, und
Elisabeth Baume-Schneider (JU), die als umgänglicher und weiter links stehend gilt. Im
Parlament gingen in den ersten Wahlgängen überraschend viele Stimmen an den nicht
auf dem Ticket stehenden Jositsch, bevor schliesslich Baume-Schneider den Vorzug vor
Herzog erhielt. Wenig erbaut zeigte sich die SP von der anschliessenden
Departementsverteilung, bei der Baume-Schneider das EJPD zugeteilt und Alain Berset
ein angeblich gewünschter Wechsel aus dem EDI verwehrt wurde.
Dass weder die SVP noch die SP um ihre zweiten Bundesratssitze bangen mussten,
hatte auch damit zu tun, dass sich die Grünen, die bei den letzten
Gesamterneuerungswahlen noch mit einer Sprengkandidatur angetreten waren, selbst
früh aus dem Rennen nahmen. Manche Beobachterinnen und Beobachter warfen den
Grünen deswegen Harmlosigkeit und mangelnden Machtinstinkt vor. Die Grünen
argumentierten dagegen, dass ein Angriff auf den SP-Sitz dem rot-grünen Lager keine
Stärkung bringen würde und ein Angriff auf den SVP-Sitz aussichtslos gewesen wäre,
weil das «Machtkartell» der bisherigen Bundesratsparteien keine Sitzverschiebungen
wolle.

Alle 2022 durchgeführten kantonalen Wahlen wurden von den Medien auch als Tests
für den Formstand der Parteien im Hinblick auf die eidgenössischen Wahlen im Herbst
2023 interpretiert. Die grossen Zwischenbilanzen, die im März nach den kantonalen
Wahlen in Bern, der Waadt, Obwalden und Nidwalden gezogen wurden, bestätigten sich
im Wesentlichen auch in den folgenden Glarner und Zuger Wahlen (allerdings nicht in
Graubünden, das wegen einem Wechsel des Wahlsystems jedoch einen Sonderfall
darstellt): Die «grüne Welle» rollte weiter, zumal die Grünen und noch stärker die GLP
fast durchwegs Zugewinne verbuchen konnten. Demgegenüber büssten alle vier
Bundesratsparteien Stimmenanteile ein, am deutlichsten die SP. Spekulationen über
Gewinne und Verluste bei den nationalen Wahlen und mögliche Auswirkungen für die
Sitzverteilung im Bundesrat sind freilich zu relativieren, weil sich Themen- und
Parteienkonjunktur bis im Oktober 2023 noch deutlich verändern können und sich
kantonale Wahlergebnisse aus mehreren Gründen nicht einfach auf die nationale Ebene
übertragen lassen.

Misst man den Rückhalt der Parteien an ihrem Erfolg in den Volksabstimmungen, so

BERICHT
DATUM: 31.12.2022
HANS-PETER SCHAUB
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ergibt sich ein etwas anderes Bild: Am häufigsten – nämlich bei 8 von 11
Abstimmungsvorlagen – stand dieses Jahr die EVP mit ihren Parolen auf der Siegerseite,
gefolgt von EDU, FDP, GLP und Mitte (je 7). Seltener jubeln konnten die Parteien an den
linken und rechten Polen des Spektrums (Grüne, PdA, SP und SVP: je 6). Freilich ist
nicht jede Abstimmungsvorlage für jede Partei gleich wichtig. So war etwa für die SP das
knappe Ja zur AHV-21-Reform mit der Frauenrentenaltererhöhung besonders
schmerzhaft, die beiden Nein zu den Teilabschaffungen von Stempel- und
Verrechnungssteuer hingegen besonders erfreulich. Für FDP und SVP war es gerade
umgekehrt, daneben war für sie auch die Ablehnung des Medienpakets ein bedeutender
Erfolg.

Mit Blick auf ihre Mitgliederzahlen sahen sich derweil fast alle grösseren Parteien im
Aufwind: GLP, Grüne, Mitte, SP und SVP meldeten im Vergleich zu 2020
Mitgliederzuwächse im vierstelligen Bereich, die FDP hatte keine Informationen zu ihrer
aktuellen Mitgliederentwicklung. Ein Grund für die vermehrte Hinwendung zu den
Parteien könnte sein, dass die stark alltagsrelevante Covid-19-Pandemie, die
intensivierte Diskussion um den Klimawandel und aussergewöhnlich intensive
Abstimmungskämpfe etwa zur Konzernverantwortungsinitiative im November 2020 und
zu den beiden Covid-19-Gesetzesvorlagen im Juni und im November 2021 viele
Bürgerinnen und Bürger stärker politisiert haben. 

Das Jahr brachte in der Schweizer Parteienlandschaft auch einige strukturelle
Veränderungen. So ist mit der Gründung einer Kantonalsektion in Uri die GLP nun
erstmals in sämtlichen Kantonen präsent. Bei der BDP fand zum Jahresbeginn der
umgekehrte Weg seinen Abschluss: Am 1. Januar 2022 hörten die letzten beiden BDP-
Kantonalsektionen auf zu existieren, nachdem die Partei auf nationaler Ebene schon ein
Jahr davor in der Mitte aufgegangen war. Ganz aufgelöst wurde sodann die Partei
national orientierter Schweizer (Pnos), die als parteipolitischer Arm der rechtsextremen
Szene in der Schweiz gegolten hatte. Sie war im Parteiensystem nie über eine marginale
Rolle hinausgekommen. Ihre Auflösung bedeutet allerdings nicht das Aussterben
rechtsextremer Ideologien im Land, sondern lediglich das – vorläufige – Ende der
parteipolitischen Aktionsform des Milieus.

Nachdem der Bundesrat im zu Ende gehenden Jahr das Gesetz und eine
konkretisierende Verordnung zur Transparenz der Politikfinanzierung in Kraft gesetzt
hat, werden sich die Parteien im neuen Jahr erstmals an die entsprechenden Regeln
halten müssen. Die Parteien, die in der Bundesversammlung vertreten sind, haben
unter anderem ihre Gesamteinnahmen sowie Zuwendungen von über CHF 15'000
offenzulegen. 1

Jahresrückblick 2023: Parteien

Für die Parteien stand das Jahr 2023 überwiegend im Zeichen der National- und
Ständeratswahlen sowie der Gesamterneuerungswahlen des Bundesrats. Dies schlägt
sich auch in der Medienpräsenz der Parteien nieder, die sich dem Spitzenwert aus dem
letzten eidgenössischen Wahljahr 2019 annäherte und im Wahlmonat Oktober
kulminierte (vgl. Abbildungen 1 und 2 der APS-Zeitungsanalyse).

Die SVP lancierte ihren Wahlkampf mit einem neuen Parteiprogramm, das sich unter
anderem gegen «Gender-Terror und Woke-Wahnsinn» wandte. Im Wahlkampf rückte
die Partei mit der Asyl- und Migrationspolitik indessen zunehmend zwei ihrer
klassischen Kernthemen ins Zentrum. Nebst ihren inhaltlichen Forderungen bescherten
der SVP auch ein Wahlkampfsong und ein aufwändiger Wahlkampfanlass viel
Aufmerksamkeit. Bei den Nationalratswahlen erzielte die Partei schliesslich das
drittbeste Resultat ihrer Geschichte, im Ständerat musste sie hingegen Verluste
hinnehmen. Bei den Bundesratswahlen sprach sich die SVP für ein Festhalten an der
bisherigen Sitzverteilung aus, erhob jedoch – letztlich ohne Erfolg – mit einem
Zweierticket Anspruch auf die Nachfolge von Bundeskanzler Walter Thurnherr.
Auch in diesem Jahr zeigte sich die SVP aktiv bei der Nutzung der Volksrechte. So
lancierte sie ihre «Nachhaltigkeitsinitiative» und brachte – unter Rückgriff auf
unübliche Methoden – das Referendum gegen das Klimagesetz zustande, an der Urne
konnte sie das Gesetz aber nicht zu Fall bringen. Verschiedentlich wurde in den Medien
diskutiert, ob sich die SVP genügend gegen Rechtsextremismus abgrenze. Anlass dazu
boten unter anderem die in zwei Kantonen eingegangenen Listenverbindungen mit
Mass-voll und Verbindungen einzelner SVP-Exponentinnen und -Exponenten zur
Jungen Tat.

BERICHT
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Die SP konnte sowohl bei den Nationalrats- als auch bei den Ständeratswahlen zulegen.
Eine Erklärung für den Wahlerfolg sah die Presse in der Themenlage, die der SP mit
Inflation, steigenden Mieten und Krankenkassenprämien in die Hände gespielt habe. Die
Partei hatte in ihrem Wahlkampf denn auch das Thema Kaufkraft an erste Stelle gesetzt.
Im Rampenlicht stand die SP im Zusammenhang mit den Bundesratswahlen, bei denen
sie den Sitz des zurücktretenden Alain Berset zu verteidigen hatte (vgl. Abbildung 1).
Letztlich wählte die Bundesversammlung mit Beat Jans unter einigen Nebengeräuschen
einen der beiden offiziellen SP-Kandidaten.
In der direktdemokratischen Arena musste die SP eine Niederlage hinnehmen, als die
von ihr bekämpfte OECD-Mindeststeuer an der Urne deutlich angenommen wurde.
Einen Erfolg konnte sie hingegen mit dem Zustandekommen ihrer Kita-Initiative
verbuchen. Bereits vor den Wahlen hatte die SP ihr Fraktionspräsidium neu zu
besetzen. Wie schon die Bundespartei wird nun auch die Fraktion von einem
geschlechtergemischten Co-Präsidium geführt.

Für die FDP verliefen die National- und Ständeratswahlen enttäuschend. Im Wahlkampf
hatten Diskussionen dazu, ob die grossflächigen Listenverbindungen mit der SVP für die
FDP strategisch sinnvoll seien oder gemässigte Wählende abschreckten, ihre
inhaltlichen Wahlkampfthemen teilweise in den Schatten gestellt. Die Vorwürfe, die FDP
verkomme zur Juniorpartnerin der SVP, verstärkten sich noch, als sich die Freisinnigen
vor den zweiten Ständeratswahlgängen in mehreren Kantonen zugunsten der SVP-
Kandidaturen zurückzogen. Die Verluste bei den Parlamentswahlen befeuerten die
Diskussion, ob die Doppelvertretung der FDP im Bundesrat noch gerechtfertigt sei; bei
den Bundesratswahlen gerieten die beiden FDP-Sitze trotz eines Angriffs der Grünen
aber nicht ernsthaft in Gefahr.

Die Mitte konnte bei den ersten nationalen Wahlen nach der Parteifusion den
kumulierten Wählendenanteil von CVP und BDP leicht übertreffen, überholte bei den
Nationalratssitzen die FDP und baute im Ständerat ihre Position als stärkste Partei aus.
Parteipräsident Gerhard Pfister liess darauf verlauten, er sehe die Mitte, die sich im
Wahlkampf als Anti-Polarisierungspartei profiliert hatte, künftig als Anführerin eines
dritten Pols mit eigenständiger Themensetzung. Vor den Bundesratswahlen entschied
sich die Mitte trotz ihres Wahlerfolgs dagegen, auf Kosten der FDP einen zweiten
Bundesratssitz zu beanspruchen, da eine Abwahl wiederkandidierender
Regierungsmitglieder vermieden werden solle. Bei einem FDP-Rücktritt werde eine
Mitte-Kandidatur aber Thema werden. Mit unvorteilhaften Schlagzeilen war die Mitte im
Frühling konfrontiert, als ehemalige Mitarbeitende der Partei Vorwürfe erhoben, im
Generalsekretariat werde gemobbt. 

Die Grünen konnten im Frühling ihr 40-jähriges Jubiläum begehen, hatten 2023
ansonsten aber nicht viel zu feiern. Bei den eidgenössischen Wahlen erlitten sie in
beiden Räten deutliche Einbussen. Die Parteispitze betonte zwar, man habe das nach
der «Klimawahl» 2019 zweitbeste Resultat der Parteigeschichte erzielt. Gleichwohl kam
Parteipräsident Balthasar Glättli zum Schluss, er wolle als «Gesicht des Misserfolgs»
sein Amt 2024 abgeben. Im Wahlkampf hatte eine millionenschwere Wahlkampfspende
einer Gönnerin für einige Schlagzeilen gesorgt. Inhaltlich setzten die Grünen vor allem
auf ihre Kernthemen Klima und Ökologie sowie Gleichstellung. Passend dazu
beschlossen sie im August die Lancierung einer neuen Volksinitiative zum Ausbau der
Solarenergie.
Ungeachtet ihrer geschwächten Position im Parlament wollten die Grünen im Dezember
erstmals in den Bundesrat einziehen und griffen mit Nationalrat Gerhard Andrey die
beiden Bundesratsmitglieder der FDP, nicht aber die SP-Sitze an. Nachdem Andrey bei
seiner gemeinhin erwarteten Nichtwahl wohl nur eine Minderheit der SP-Stimmen
erhalten hatte, konnte sich Glättli aber auch für künftige Angriffe auf SP-
Bundesratssitze erwärmen. Unerfreulich war für die Grünen sodann eine Serie von
Parteiaustritten von Kantonsparlamentarierinnen und -parlamentariern.

Nach Erfolgen bei mehreren kantonalen Parlamentswahlen brachten die
Nationalratswahlen für die GLP einen herben Dämpfer. Ihre Nationalratsfraktion
schrumpfte – teilweise wegen Proporzpech – um mehr als einen Drittel, worüber der
geglückte Wiedereinzug in den Ständerat nicht hinwegtrösten konnte. Ihre zuvor
gehegten Bundesratsambitionen begruben die Grünliberalen nach dem deutlichen
Verpassen ihrer Wahlziele, mit Viktor Rossi konnten sie aber immerhin den Kampf ums
Bundeskanzleramt für sich entscheiden. Als neue Fraktionspräsidentin bestimmte die
GLP im Dezember Corina Gredig (glp, ZH). 
Nach den Wahlen gab die künftige Ausrichtung der Partei Stoff für Spekulationen:
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Während Parteipräsident Jürg Grossen in Interviews gewisse Avancen nach Rechts zu
machen schien, schloss sich die einzige GLP-Ständerätin der Ratsgruppe der Grünen
an, der grösste Spender der Partei wiederum regte öffentlich eine Fusion mit der Mitte
an.

Für die kleineren Parteien hielt das Jahr 2023 Unterschiedliches bereit. Dies gilt etwa
für die EVP, die in Basel-Landschaft erstmals überhaupt den Sprung in eine
Kantonsregierung schaffte, bei den eidgenössischen Wahlen aber den Nationalratssitz
ihrer Parteipräsidentin einbüsste. Das Mouvement Citoyens Genevois wiederum verlor
seinen Regierungssitz in Genf, konnte aber den Einzug in National- und Ständerat
feiern. Nicht mehr im Bundesparlament vertreten sind die PdA und Ensemble à
Gauche.

Erstmals kamen bei den eidgenössischen Wahlen die neuen Transparenzregeln des
Bundes für die Politikfinanzierung zur Anwendung. Auswertungen der Daten in den
Medien zeigten zwar, dass solche Analysen aus verschiedenen Gründen mit
nennenswerten Unschärfen verbunden bleiben. Der Hauptbefund aber, dass FDP und
SVP mit deutlichem Abstand vor SP und Mitte sowie Grünen und GLP über die grössten
Wahlkampfbudgets verfügten, schien unbestritten. 2

Grosse Parteien

Die Bundesratsersatzwahl für René Felber bot erneut Anlass zu Diskussionen über das
Verbleiben der SP in der Regierung resp. über die Möglichkeit, in die Opposition zu
gehen. Nachdem die Parteileitung angekündigt hatte, für den Fall einer Nicht-Wahl von
Bundesratskandidatin Brunner (GE) keine Krisenszenarien öffentlich zu diskutieren,
unternahmen verschiedene Partei-Exponenten dennoch entsprechende Schritte. Die
Nichtwahl Brunners hatte bei der SP im übrigen einen starken Zuwachs an Partei-
Mitgliedschaftsgesuchen zur Folge. In Anlehnung an den ausserordentlichen Parteitag,
welcher 1984 nach der Nicht-Wahl Lilian Uchtenhagens als Bundesrätin durchgeführt
worden war, plante die Parteileitung nach dem Scheitern Brunners erneut einen
derartigen Parteitag zum Thema der Regierungsbeteiligung. Da sich die Begeisterung für
das Thema nach der Bundesratsersatzwahl relativ rasch legte, kam gegen Ende des
Berichtsjahres nur eine kleinere Tagung zu diesem Thema zustande, an welcher sich
eine Mehrzahl der Beteiligten für das Verbleiben in der Regierung aussprach. 3

PARTEICHRONIK
DATUM: 02.11.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

In der SVP hielten die Kämpfe zwischen dem gemässigten und dem konservativen Flügel
weiter an. Insbesondere bei der Berner SVP fielen Blochers Ankündigungen an der
traditionellen Albisgüetli-Tagung, eine Initiative zur Volkswahl des Bundesrates zu
lancieren sowie die nicht benötigten Reserven der Nationalbank für die Finanzierung
der AHV einzusetzen, auf wenig Begeisterung. Während Blocher seine Idee der
Volkswahl des Bundesrates wegen Aussichtslosigkeit von sich aus zurückgezogen hatte,
drang er mit seinem zweiten Vorschlag durch. An einem Sonderparteitag vom 1. Juni in
Aarau hiess eine Mehrheit der Delegierten einen Antrag der Zürcher SVP gut, alle
parlamentarischen Möglichkeiten auszuschöpfen, um die überschüssigen Goldreserven
der SNB dem AHV-Fonds zufliessen zu lassen. Gleichzeitig wurde der leitende
Parteiausschuss beauftragt, eine entsprechende Volksinitiative vorzubereiten, falls der
parlamentarische Weg nicht zum Erfolg führe. Mit diesem Antrag sollte der
Solidaritätsstiftung des Bundesrates eine Alternative gegenübergestellt werden. 4

PARTEICHRONIK
DATUM: 02.07.1998
URS BEER

Von grosser Bedeutung für die CVP waren die Rücktritte ihrer Bundesräte Koller und
Cotti nach jeweils zwölf Jahren Amtszeit auf Ende April. Der Rücktritt von Arnold Koller
war erwartet worden. Dass nun auch Cotti sein Amt niederlegte, galt als Überraschung.
Der CVP wurde vorgeworfen, sie wolle mit der Doppelvakanz ihre Partei vor den
Wahlen ins Gespräch bringen und zudem ihre beiden Bundesratssitze auf längere Frist
sichern. In der Presse wurden sogar Mutmassungen laut, die beiden Bundesräte würden
nicht aus freien Zügen aus dem Amt zurücktreten. Die beiden Betroffenen und
Parteipräsident Durrer (OW) bestritten jedoch jedes parteipolitische Kalkül. Dass einer
der beiden Sitze von einer Frau besetzt werden sollte, galt parteiintern als unumstritten
und wurde auch von breiten Kreisen der Öffentlichkeit erwartet. Die Kantonalsektionen
meldeten insgesamt sechs männliche und zwei weibliche Kandidaturen an. Dass sich
darunter auch Parteipräsident Durrer befand, sorgte vor allem in den Reihen der CVP-
Politiker der Westschweiz für einige Unruhe, sah man dadurch doch die Wahlchancen

PARTEICHRONIK
DATUM: 15.03.1999
DANIEL BRÄNDLI
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der eigenen Kandidaten (Deiss, FR und Roth, JU) gefährdet. Im März wählte die
Bundesversammlung die Innerrhoder Regierungsrätin Ruth Metzler knapp vor der St.
Galler Regierungsrätin Rita Roos als Nachfolgerin für Koller zur Bundesrätin und den
Freiburger Nationalrat Joseph Deiss als Nachfolger für Cotti zum Bundesrat. Am 1. Mai
übernahm Metzler das Justiz- und Deiss das Aussenministerium. Bei der
Bestätigungswahl des Gesamtbundesrates im Dezember zahlte sich die Neubesetzung
der beiden CVP-Sitze aus. Obwohl die CVP – gemessen am Wähleranteil – von der SVP
überholt worden war, richtete sich deren Anspruch auf einen zusätzlichen Sitz nicht
gegen die beiden Neuen der CVP, sondern gegen die SP. 5

Bei den eidgenössischen Wahlen erzielte die SVP einen Erdrutschsieg und wurde –
gemessen am Wähleranteil – von der viertgrössten zur stärksten Partei. Sie forderte
einen zweiten Sitz im Bundesrat, zuerst auf Kosten der CVP, dann der SP. Für die
Gesamterneuerungswahl vom Dezember schickte die SVP-Fraktion Christoph Blocher
gegen die beiden SP-Vertreter ins Rennen. Seine Kandidatur erhielt aber praktisch
keine Unterstützung von ausserhalb der SVP und unterlag deutlich. 6

WAHLEN
DATUM: 15.12.1999
DANIEL BRÄNDLI

Mitte Oktober gab Bundesrat Ogi seinen Rücktritt per Ende Jahr bekannt. Die
Bundesversammlung wählte im Dezember den SVP-Berner Ständerat Samuel Schmid zu
dessen Nachfolger und verwies die offiziellen SVP-Kandidierenden Eberle (TG) und
Fuhrer (ZH) auf die Ränge. 7

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 06.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Bei den Bundesratsersatzwahlen wollte eine Mehrheit der SP-Fraktion der SVP den
Bundesratssitz zugunsten eines zusätzlichen FDP-Vertreters strittig machen. Die FDP
war an dieser Offerte aber nicht interessiert. Parteiintern führte diese als schlecht
vorbereitet kritisierte Strategie zu Kritik. 8

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 13.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Am Parteitag von Lupfig (AG) nominierten die SVP-Delegierten den von der Parteileitung
vorgeschlagenen Zürcher Nationalrat Toni Bortoluzzi als Kandidaten für die Nachfolge
von Bundesrätin Ruth Dreifuss. An der Bundesratswahl schied Bortoluzzi im vierten
Wahlgang aus; nur vereinzelte Parlamentarier hatten neben seinen Fraktionskollegen für
ihn gestimmt. 9

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 18.11.2002
MAGDALENA BERNATH

In den eidgenössischen Wahlen gelang es der SVP, 11 zusätzliche Nationalratsmandate
und einen zusätzlichen Ständeratssitz zu erobern. Am Abend des Wahlsonntags
überraschte SVP-Parteipräsident Ueli Maurer die Präsidenten der anderen Parteien vor
laufender Fernsehkamera mit der ultimativ vorgetragenen Forderung, dass bei der
Gesamterneuerungswahl des Bundesrates vom Dezember Christoph Blocher (ZH) zu
wählen sei, ansonsten die SVP aus der Regierung austreten werde. Gegen dieses
Ultimatum regte sich parteiinterner Widerstand. So forderte die Berner SVP eine
allfällige Urabstimmung, sollte sich die SVP Schweiz aus der Regierungsverantwortung
zurückziehen. An einer ausserordentlichen Delegiertenversammlung in Sempach (LU)
bekräftigten die Mitglieder der SVP das Partei-Ultimatum für die Bundesratswahl mit
449:7 Stimmen bei 57 Enthaltungen. Kritische Voten gegen das Vorgehen wurden mit für
die SVP ungewohnt viel Respekt aufgenommen, der Vorbehalt von Bundesrat Samuel
Schmid, er wolle über sein Verbleiben in der Regierung frei entscheiden, respektiert. In
einem Zusatzbeschluss stützten die Delegierten auf Antrag welscher SVP-Mitglieder
auch die Variante, dass Blocher in der sechsten Wahlrunde den Sitz von SP-Bundesrätin
Micheline Calmy-Rey angreifen solle, falls die SVP zuvor keinen Sitz der CVP erobern
könne; auf den frei werdenden Sitz der Freisinnigen erhob die SVP hingegen keinen
Anspruch. Am 10. Dezember wählte die Vereinigte Bundesversammlung Christoph
Blocher in den Bundesrat; erstmals seit 131 Jahren wurde mit Ruth Metzler (cvp) ein
Regierungsmitglied nicht bestätigt. Tags darauf kündigte die SVP in Inseraten mit dem
Titel „SVP: Wählerauftrag verpflichtet – auch im Bundesrat“ an, auch als gestärkte
Regierungspartei ihrem Programm treu zu bleiben und ihre Doppelrolle als Regierungs-
und Oppositionspartei nicht aufgeben zu wollen. Bei der Departementsverteilung
wurde Christoph Blocher mit der Leitung des EJPD betraut; damit ist er mit der Asyl-
und der Ausländerpolitik für jene Bereiche zuständig, in denen seine Partei bis anhin
besonders deutlich in Opposition zum Bundesrat stand. – Bei den kantonalen
Parlamentswahlen eroberte die SVP 14 zusätzliche Sitze, bei den Regierungsratswahlen

WAHLEN
DATUM: 16.12.2003
MAGDALENA BERNATH

01.01.65 - 01.01.24 5ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



errang sie in Appenzell Ausserrhoden ein zweites Mandat. 10

Obschon die CVP einen aufwändigen Wahlkampf betrieben hatte, musste sie 7
Nationalratsmandate abgeben; besonders hoch waren die Verluste in ihren
traditionellen Stammlanden. Als erste Reaktion auf die Wahlniederlage stellte CVP-
Präsident Philipp Stähelin sein Amt zur Verfügung; die Parteileitung sprach ihm jedoch
das Vertrauen aus. Sie schloss den Rückzug eines ihrer Bundesratsmitglieder zugunsten
von Christoph Blocher (svp, ZH), den SVP-Präsident Ueli Maurer am Wahlabend
gefordert hatte, aus; für die Regierungsbildung stehe die Handlungsfähigkeit des
künftigen Bundesrates im Vordergrund. Dieser Entscheid stiess parteiintern nicht auf
einhellige Zustimmung; so erklärte der ehemalige CVP-Präsident, Ständerat Carlo
Schmid (AI), man käme um einen Bundesrat Blocher nicht mehr herum. Ende Oktober
entschied die CVP-Fraktion mit 33:5 Stimmen, mit beiden Bundesratsmitgliedern zur
Wiederwahl anzutreten und der Vereinigten Bundesversammlung damit die
Entscheidung über die künftige Regierungszusammensetzung zu überlassen. Gemäss
Fraktionschef Jean-Michel Cina (VS) anerkenne die CVP den Anspruch der SVP auf
einen zweiten Bundesratssitz. Ihrer Meinung nach solle die SVP jedoch den Sitz des
zurücktretenden FDP-Bundesrats Kaspar Villiger einnehmen; mit drei Sitzen im
Bundesrat und mit der Bundeskanzlerin sei der gemäss Cina neu formierte Rechtsblock
von SVP und FDP angemessen vertreten. Dieses Vorgehen stiess bei einigen CVP-
Kantonalparteien wie jener von Luzern auf Kritik, weil diese auf die Zusammenarbeit mit
der FDP angewiesen sind. Am 10. Dezember bestätigte das Parlament nicht CVP-
Bundesrätin Ruth Metzler, sondern wählte Christoph Blocher (svp, ZH) in die
Regierung. Die Parteileitung der CVP wies jegliche Mitschuld an der Abwahl ihres
Regierungsmitglieds von sich und erklärte, die CVP wolle ihr Glück in einer „Politik der
radikalen Mitte“ suchen und sich programmatisch erneuern. Die Fraktion werde Ende
Januar 2004 in Klausur gehen und im Frühling einen „Grundsatzparteitag“
durchführen. 11

ANDERES
DATUM: 31.12.2003
MAGDALENA BERNATH

Bei den eidgenössischen Wahlen musste die FDP die grössten Verluste aller Parteien
hinnehmen: Sie verlor insgesamt 11 Parlamentsmandate, davon 4 Ständeratssitze. In der
Folge kam es – auch im Hinblick auf die Bundesratswahlen (die Nachfolge für Kaspar
Villiger und die ultimative Forderung der SVP, ihr einen zweiten Sitz zuzugestehen, der
mit Christoph Blocher zu besetzen sei) zu Diskussionen über die Ausrichtung der
Partei: Als neugewählte FDP-Parlamentarier sich aktiv für das Referendum der SVP
gegen die Mutterschaftsversicherung engagierten und sich damit von einer Vorlage, die
unter der Ägide der FDP zustande gekommen war, distanzierten, verwarnten
Fraktionsmehrheit und Parteispitze die Abtrünnigen, da extreme Abweichungen eine
klare Positionierung der Partei beeinträchtigten. Im November stellten
Rechtsbürgerliche den politischen Kurs der Parteileitung in Frage und verlangten eine
Standortbestimmung, während Mitglieder der Parteileitung Überlegungen dahingehend
anstellten, ob die FDP vorübergehend auf einen ihrer beiden Sitze in der Regierung
verzichten oder gar den Gang in die Opposition erwägen solle. Schliesslich beschlossen
die Freisinnigen, am Anspruch auf zwei Regierungssitze festzuhalten und nominierten
Christine Beerli (BE) und Hans-Rudolf Merz (AR) als Kandidaten für die Nachfolge von
Bundesrat Kaspar Villiger. Am 10. Dezember wählte die Vereinigte Bundesversammlung
Hans-Rudolf Merz in die Regierung. 12

WAHLEN
DATUM: 31.12.2003
MAGDALENA BERNATH

An der ersten Delegiertenversammlung der CVP im neuen Jahr verteidigte der noch bis
Februar amtierende Parteipräsident Philipp Stähelin das Vorgehen der Fraktion bei der
Bundesratswahl. Die Unzufriedenheit über dieses von der Parteileitung nicht eigens
traktandierte Thema war offensichtlich. Gemäss der früheren Luzerner Nationalrätin
Judith Stamm sei nicht klar, wie das Wahlgeschäft wirklich verlaufen sei, es hätte
Möglichkeiten für einen anderen Ausgang gegeben. Mit 159:79 Stimmen lehnten die
Christlichdemokraten gegen das Votum von Bundesrat Joseph Deiss den
Gegenvorschlag zur Avanti-Vorlage ab, beschlossen mit 174:24 Stimmen die Nein-Parole
zur Verwahrungsinitiative und empfahlen mit 125:22 Stimmen die Mietrechtsrevision
zur Annahme. 13

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 12.01.2004
MAGDALENA BERNATH
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Anfang Juni wurde Parteipräsidentin Doris Leuthard (AG) einstimmig zur einzigen
Kandidaten der CVP für die Nachfolge von Joseph Deiss im Bundesrat nominiert und am
14. Juni von der Vereinigten Bundesversammlung gewählt. Übergangsweise übernahmen
Bruno Frick (SZ) und Dominique de Buman (FR) die Leitung der Partei. 14

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 15.06.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Die SP griff im Wahlkampf einen der zwei FDP-Bundesratssitze an. SP-Präsident Fehr
äusserte sich im Juli, die Abwahl von Bundesrat Couchepin oder Bundesrat Merz sei
für ihn kein Tabu. Die SP könnte eventuell einen CVP-Kandidaten unterstützen. 15

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 16.07.2007
SABINE HOHL

Ende August trat die SVP mit der Anschuldigung an die Öffentlichkeit, die anderen
Parteien schmiedeten einen „Geheimplan“, mit dem sie Bundesrat Blocher aus dem
Amt entfernen wollten. Anfang September gab die Geschäftsprüfungskommission des
Nationalrates bekannt, Bundesrat Blocher habe möglicherweise an einem Komplott
gegen den ehemaligen Bundesanwalt Valentin Roschacher teilgenommen. Die SVP
behauptete umgekehrt, ein Umsturzplan gegen ihren Bundesrat läge vor, der GPK-
Bericht sei politisch motiviert. 16

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 12.09.2007
SABINE HOHL

Nach ihrem Sieg bei den Nationalratswahlen (+2,2 Prozentpunkte Wähleranteil, 7 Sitze
mehr im Nationalrat) zeigte sich die SVP eher zurückhaltend. Parteipräsident Maurer
sagte, die Partei stehe hinter der Konkordanz. Die SVP signalisierte Interesse am frei
werdenden Bundeskanzlerposten und forderte, ihre Bundesräte müssten wichtigere
Departemente erhalten. 17

WAHLEN
DATUM: 23.10.2007
SABINE HOHL

Am 12. Dezember wurde anstelle von Christoph Blocher Eveline Widmer-Schlumpf (GR,
svp) in den Bundesrat gewählt. Diese nahm die Wahl nach einer Bedenkzeit an. Die SVP
hatte für den Fall der Abwahl von Blocher den Gang in die Opposition und den
Ausschluss der SVP-Bundesräte aus der Fraktion beschlossen. Fraktionspräsident
Baader wollte zunächst eine schriftliche Bestätigung aller SVP-Parlamentarier einholen,
in der diese sich zur Unterstützung des Oppositionskurses verpflichten sollten.
Aufgrund von Protesten aus dem liberalen Parteiflügel wurde aber auf diese Massnahme
verzichtet. Einige Parlamentarier um den Berner Nationalrat Hans Grunder, die mit dem
Oppositionskurs nicht einverstanden waren, überlegten sich, eine eigene Fraktion zu
gründen. An einer Fraktionssitzung der SVP wurde schliesslich mit 60 zu 3 Stimmen
folgendes beschlossen: Keine Abspaltung eines Teils der Fraktion und keine Bildung von
Untergruppen, Ausschluss von Schmid und Widmer-Schlumpf aus der Fraktion und
Verbot einer institutionalisierten Zusammenarbeit mit den SVP-Bundesräten.
Fraktionspräsident Caspar Baader sagte, Opposition bedeute in erster Linie, dass die
SVP Schmid und Widmer-Schlumpf nicht als ihre Bundesräte betrachte und diese
demzufolge auch nicht schonen werde. Im Parlament wolle die SVP aber nach wie vor
mitarbeiten. 18

PARTEICHRONIK
DATUM: 12.12.2007
SABINE HOHL

Eine wesentliche Rolle spielte die SP im Dezember bei der Abwahl von Bundesrat
Christoph Blocher und der Wahl von Eveline Widmer-Schlumpf an seiner Stelle. Durch
eine Kooperation mit Teilen der CVP und den Grünen gelang es der SP, im Parlament
genügend Stimmen für die Ersetzung von Blocher zu gewinnen. 19

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 14.12.2007
SABINE HOHL

Die CVP begann, die Rückeroberung ihres zweiten Bundesratssitzes in Betracht zu
ziehen, als Wahlprognosen sie nur noch knapp hinter der FDP sahen. Sie argumentierte,
ihre Bundesrätin könne sich bei der jetzigen Zusammensetzung der Regierung zu selten
durchsetzen. Die CVP müsse deshalb in der Regierung wieder stärker vertreten sein.
Parteipräsident Darbellay hielt fest, er werde zwar Bundesrat Blocher nicht wählen. Den
zweiten Sitz für die CVP wolle er aber nicht auf Kosten der SVP, sondern auf Kosten der
FDP holen, falls diese bei den Parlamentswahlen schwächer abschneiden sollte als die
CVP. Bei den Nationalratswahlen vermochte die CVP die FDP fast einzuholen (+3 Sitze
im Nationalrat, 14,5% Wähleranteil) und sie konnte zusammen mit den Grünliberalen
und der EVP eine grössere Fraktion als diejenige von FDP und Liberalen bilden.
Darbellay brachte sich mit der Aussage, er habe noch nie eine Wahl abgelehnt, selbst als
Kandidat für den Bundesrat ins Gespräch. Ein weiterer diskutierter Kandidat war

WAHLEN
DATUM: 31.12.2007
SABINE HOHL
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Fraktionspräsident Urs Schwaller. Der rechte Flügel der Partei wehrte sich jedoch gegen
eine Kampfkandidatur. Schliesslich beschloss die CVP, nicht anzutreten. Die CVP-
Fraktion unterstützte aber mehrheitlich die Ersetzung von Christoph Blocher durch
die Bündner SVP-Regierungsrätin Eveline Widmer-Schlumpf. Als Folge davon kam es zu
verärgerten Reaktionen im rechten Flügel der Partei und es wurde spekuliert, ob der
CVP ihr Verhalten bei den nächsten Wahlen in den konservativen Kantonen schaden
würde. 20

Im März wurde im Schweizer Fernsehen ein Dokumentarfilm gezeigt, der die Möglichkeit
in den Raum stellte, Bundesrätin Widmer-Schlumpf habe ihre Wahl mit Vertretern von
SP und CVP abgesprochen. In der SVP führte dies zur Auffassung, Widmer-Schlumpf
habe die SVP angelogen und die Abwahl Blochers mitinitiiert. Parteipräsident Brunner
sprach sich für einen Parteiausschluss Widmer-Schlumpfs aus. Die Bundesrätin
bestritt, Vertretern von CVP und SP die Annahme einer allfälligen Wahl im Voraus
zugesichert zu haben. Sie habe sich die Arbeit als Bundesrätin ohne Fraktion
ursprünglich nicht vorstellen können und habe erst nach der – für sie überraschend
erfolgten – Wahl ihre Meinung geändert, als ihr klar geworden sei, dass auch Bundesrat
Schmid aus der Fraktion ausgeschlossen wurde und dass Blochers Wiederwahl auch
dann nicht gelingen würde, wenn sie verzichten würde. 21

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 17.03.2008
SABINE HOHL

Im November kündigte Bundesrat Samuel Schmid seinen Rücktritt an. Durch ihre
heftigen Angriffe auf ihn und seine Arbeit hatte die SVP zu dieser Entwicklung
beigetragen. Der Partei bot sich nun die Möglichkeit einer Bundesratskandidatur. Mit
Spannung wurde erwartet, ob die SVP erneut Christoph Blocher nominieren würde –
was angesichts seiner geringen Wahlchancen einem freiwilligen Verbleib in der
Opposition gleichgekommen wäre. Die SVP-Bundeshausfraktion entschied sich für ein
Zweierticket mit Christoph Blocher und Ueli Maurer. Ueli Maurer wurde am 10.
Dezember äusserst knapp in den Bundesrat gewählt – mit 122 Stimmen im dritten
Wahlgang, was genau dem absoluten Mehr entsprach. Einer Wahl nahe war der
Präsident des Bauernverbands, Hansjörg Walter (svp, TG) mit 121 Stimmen gewesen.
Blocher erhielt im ersten Wahlgang 54 Stimmen. Walter hatte vor der Wahl erklärt, er
würde das Bundesratsamt ablehnen. Nach Einschätzungen in der Presse setzte ihn die
SVP-Parteispitze diesbezüglich stark unter Druck. Mit der Wahl Maurers konnte die SVP
einen linientreuen Vertreter in die Regierung bringen. 22

ANDERES
DATUM: 12.12.2008
SABINE HOHL

Nach Bundesrat Schmids Rücktritt im November bestätigte die SP grundsätzlich den
Anspruch der SVP auf den frei gewordenen Sitz. Sie wolle nicht mit der Konkordanz
brechen, aber auch nicht irgendeinen von der SVP favorisierten Hardliner wählen. Die
SP-Parlamentarier gaben ihre Stimme aller Wahrscheinlichkeit nach grösstenteils dem
Thurgauer Hansjörg Walter (svp). 23

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 24.12.2008
SABINE HOHL

Ebenfalls im Juni wurde bekannt, dass die CVP für den nach dem Rücktritt von Pascal
Couchepin (fdp) frei gewordenen Bundesratssitz eine Kandidatur lancieren würde.
Ihren Sitzanspruch begründete die CVP damit, dass die Position der Mitte in der
Regierung gestärkt werden müsse. Zudem wies die CVP darauf hin, dass die CVP-GLP-
EVP-Fraktion in der Bundesversammlung grösser sei als die freisinnig-liberale Fraktion,
weshalb der CVP eher zwei Bundesratssitze zuständen als der FDP. Als CVP-Kandidat
war von Anfang an Ständerat Urs Schwaller (FR) im Gespräch, der im August dann auch
öffentlich sein Interesse an einer Wahl erklärte und von der Fraktion nominiert wurde.
Als Schwierigkeit stellte sich jedoch heraus, dass der aus dem deutschsprachigen Teil
des Kantons Freiburg stammende Schwaller nicht als Romand wahrgenommen wurde.
Für die Rückeroberung eines zweiten Bundesratssitzes wäre die CVP auf die
Unterstützung der Linksparteien angewiesen gewesen. Diese hatten jedoch kein starkes
Interesse daran, die CVP-Kandidatur zu unterstützen. Bei der Wahl setzte sich der FDP-
Kandidat Didier Burkhalter durch. 24

ANDERES
DATUM: 01.09.2009
SABINE HOHL
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Nach der Rücktrittsankündigung von Bundesrat Pascal Couchepin begann in der FDP
die Suche nach einer Kandidatin oder einem Kandidaten für den Bundesrat aus der
lateinischen Schweiz. Die FDP musste den Bundesratssitz gegen eine Kampfkandidatur
der CVP verteidigen. Die Tessiner FDP wollte Fulvio Pelli nominieren, dieser zeigte sich
jedoch zurückhaltend, wodurch eine mögliche Kandidatur Pellis lange Gegenstand von
Spekulationen blieb. Letztlich nominierte ihn die Tessiner FDP nicht, empfahl ihn aber
dennoch für eine Nominierung durch die Bundeshausfraktion. Die Neuenburger FDP
nominierte Nationalrat Didier Burkhalter, die Genfer Liberalen Martine Brunschwig Graf
und Christian Lüscher. Brunschwig Graf erhielt auch die Unterstützung der FDP-
Frauen. Die FDP des Kantons Waadt stellte Regierungsrat Pascal Broulis auf. Die
Bundeshausfraktion entschied sich, Didier Burkhalter und Christian Lüscher zur Wahl
vorzuschlagen. Lüschers Nominierung war eher überraschend und wurde als Taktik zur
Verhinderung einer Kandidatur der SVP interpretiert. Bei der Wahl Mitte September
konnte sich Didier Burkhalter gegen Lüscher und den Kandidaten der CVP, Urs
Schwaller, deutlich durchsetzen. 25

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 17.09.2009
SABINE HOHL

Die SVP trat an den Bundesratsersatzwahlen im Herbst des Berichtjahres für beide
durch die Rücktritte von Moritz Leuenberger (sp) und Hans-Rudolf Merz (fdp) frei
gewordenen Bundesratssitze mit einer Kampfkandidatur an. Allerdings gestaltete sich
die Kandidatensuche schwierig. Weder Caspar Baader (BL), noch Peter Spuhler (TG)
oder Ulrich Giezendanner (AG) stellten sich zur Verfügung. Schliesslich trat Jean-
François Rime (FR) an, der bereits für den frei gewordenen Sitz von Pascal Couchepin
2009 als Kampfkandidat zur Verfügung gestanden hatte. Dank der geschlossenen
Unterstützung seiner Fraktion wurde Rime in beiden Ersatzwahlen jeweils erst im
letzten Wahlgang geschlagen. 26

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 01.09.2010
MARC BÜHLMANN

Der Rücktritt von Bundesrat Moritz Leuenberger kam für die meisten Beobachter
überraschend, war doch erwartet worden, dass der SP-Magistrat 2011 noch ein weiteres
Jahr als Bundespräsident amtieren würde. Die SVP kündigte sofort an, den SP-Sitz
attackieren zu wollen. In der SP positionierten sich vier Frauen als potentielle
Nachfolgerinnen. Der Baselstädter Regierungsrätin Eva Herzog und der St. Galler
Nationalrätin Hildegard Fässler wurden lediglich Aussenseiterchancen eingeräumt.
Schliesslich nominierte die SP-Fraktion Anfang September ein Zweierticket bestehend
aus Nationalrätin Jacqueline Fehr (ZH) und Ständerätin Simonetta Sommaruga (BE). Bei
den Bundesratsersatzwahlen setzte sich Simonetta Sommaruga im dritten Wahlgang
gegen Jacqueline Fehr und im vierten Wahlgang gegen den SVP-Herausforderer Jean-
François Rime durch. Einziger Wermutstropfen der Wahl der Berner Ständerätin war
der drohende Verlust des Ständeratssitzes ihrer Partei. 27

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 04.09.2010
MARC BÜHLMANN

Bereits im März des Berichtsjahrs wurde über den Rücktritt von Bundesrat Hans-
Rudolf Merz spekuliert, den dieser dann am 6. August ankündigte. Die FDP betonte
ihren Anspruch auf den frei werdenden Bunderatssitz und warnte die anderen Parteien
vor einem Spiel mit dem Feuer. Im Gegensatz zur Nachfolgeregelung bei Pascal
Couchepin 2009 wirkte die FDP gut vorbereitet. Die Parteispitzen kündigten sofort an,
nicht zu kandidieren. Als Kronfavoriten kristallisierten sich die St. Galler Regierungsrätin
Karin Keller-Sutter und der Berner Nationalrat Johann Schneider-Ammann heraus, die
Anfang September von der Bundeshausfraktion auch offiziell nominiert wurden. Ruedi
Noser (ZH), Peter Malama (BS) und Ignazio Cassis (TI) scheiterten in der parteiinternen
Ausmarchung. Bei den Wahlen vom 22. September setzte sich Johann Schneider-
Amann gegen Keller-Sutter und vor allem gegen den SVP-Sprengkandidaten Jean-
François Rime durch. An der Delegiertenversammlung Mitte Oktober in Herisau wurde
Hans-Rudolf Merz mit stehenden Ovationen verabschiedet. Parteipräsident Pelli
würdigte ihn als „erfolgreichsten Finanzminister Europas“, weil der Bund unter seiner
Amtsführung die Schulden beträchtlich reduziert hat. 28

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 22.09.2010
MARC BÜHLMANN
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Nicht alle Parlamentarier der CVP waren einverstanden mit der Strategie der
Parteispitze, bei den Bundesratsersatzwahlen den frei werdenden FDP-Bundesratssitz
nicht anzugreifen. Nachdem die Kampfkandidatur Schwaller für die Nachfolge von
Bundesrat Couchepin im Jahr 2009 gescheitert war, wollte man sich nicht auf eine
neuerliche Herausforderung der FDP einlassen. Da Ständerat Bruno Frick (SZ)
befürchtete, dass mit der Wahl von Schneider-Ammann der CVP auf längere Zeit die
erneute Besetzung eines zweiten Sitzes verwehrt bleiben wird, schlug er eine Fusion
mit der BDP vor. Eine Idee, die bei diversen Exponenten seiner Partei durchaus
Beachtung fand. 29

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 25.09.2010
MARC BÜHLMANN

Für einen Eklat sorgte SP-Präsident Christian Levrat, der – unzufrieden mit der
Departementsverteilung nach den Bundesratsersatzwahlen – den Präsidenten der FDP
Fulvio Pelli der Lüge bezichtigte. Die FDP hätte versprochen, dass sie einen
Departementswechsel der Bundesräte Maurer und Widmer-Schlumpf verhindern würde
und einer Sitzverteilung nach dem Anciennitätsprinzip nicht entgegenstehen würde,
unter der Bedingung, dass die SP den FDP-Bundesratssitz unterstützte. Beide
Versprechen hätten die Freisinnigen nicht eingehalten. Die grosse Rochade bei der
Departementsverteilung hatte zur Folge, dass die SP nicht nur das Uvek an die CVP
abgeben musste, sondern auch, dass Bundesrätin Sommaruga als
Konsumentenschützerin nicht das Volkswirtschaftsdepartement erhielt, sondern als
Nichtjuristin das EJPD übernehmen musste. Pelli seinerseits kündigte eine
Verleumdungsklage gegen Levrat an. Die Causa Levrat-Pelli beschäftigte die Presse
einige Tage lang, bevor der Streit Mitte Oktober mit einer dürren Medienmitteilung
beigelegt wurde. 30

ANDERES
DATUM: 13.10.2010
MARC BÜHLMANN

Ein weiteres wichtiges Ziel der SVP wurde im Wahljahr ebenfalls verpasst: Der Partei
blieb ein zweiter Bundesratssitz, auf den sie aus einer arithmetisch begründeten
Konkordanz Anspruch erhob, bei den Bundesratswahlen verwehrt. Dies war auf
unterschiedliche Gründe zurückzuführen. Erstens nahm ihre Niederlage bei den
National- und Ständeratswahlen der SVP einigen Wind aus den Segeln. Zweitens machte
die Partei bei der Auswahl ihrer Bundesratsanwärter eine überaus schlechte Figur. Sie
brauchte sehr lange, bis sie endlich ein Zweierticket bestehend aus Jean-François Rime
(FR) und Bruno Zuppiger (ZH) bekannt gab. Zuvor war lange gerätselt worden, ob die
Volkspartei ein politisches Schwergewicht (Amstutz, Baader, Brunner, Eberle, Spuhler)
auf den Schild heben würde. Als unprofessionell wurde die Kandididatenkür dann
schliesslich nicht nur aufgrund der langen Vorlaufzeit bezeichnet, sondern auch weil
Zuppiger aufgrund eines Vorwurfs, bei einer Erbschaft unrechtmässig Geld abgezweigt
zu haben, seine Kandidatur zurückziehen musste. Anscheinend hatte die SVP-Spitze
davon gewusst, aber trotzdem an Zuppiger festgehalten. In einer Nacht- und
Nebelaktion wurde Hansjörg Walter für Zuppiger nachnominiert. Der Partei wurde
vorgeworfen, es versäumt zu haben, die nötigen Kandidaten für den eindringlich
geforderten zweiten Bunderatssitz aufzubauen. Drittens erwies sich bei den
Bundesratswahlen ein Umstand als zentral, der sich auch bei kantonalen
Regierungswahlen und bei den Ständeratswahlen deutlich gezeigt hatte: Die
Oppositionspartei hat keine verlässlichen Partner mehr. Für ihren Kandidaten stimmte
ausser beim Angriff auf den Sitz von Bundesrätin Widmer-Schlumpf praktisch nur die
geschlossene SVP-Fraktion. Bei der Wahl der BDP-Bundesrätin erhielt Rime 41 Stimmen
und Walter, der schon vor den Wahlen angekündigte hatte, nur für dieses Manöver zur
Verfügung zu stehen, 63 Stimmen. Bei der Bestätigung des Sitzes von Didier Burkhalter
erhielt Jean-François Rime 24 Stimmen, bei Simonetta Sommaruga 61 Stimmen, bei
Johann Schneider-Ammann 64 Stimmen. Bei der Ersatzwahl für Micheline Calmy-Rey
entfielen noch 59 Voten auf den SVP-Kandidaten. 31

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 14.12.2011
MARC BÜHLMANN

Aufgrund des schlechten Abschneidens bei den Nationalratswahlen war rasch klar, dass
die CVP nicht wie geplant einen Anspruch auf einen zweiten Bundesratssitz erheben
konnte. Gleichzeitig war der Sitz von Doris Leuthard unbestritten. Die
Christdemokraten spielten bei den Bundesratswahlen dann vielmehr das Zünglein an
der Waage. Rasch wurde klar, dass die intensivierten Gespräche mit der BDP auch die
Unterstützung von deren Bundesrätin Widmer-Schlumpf beinhaltete. Diese verdankte
ihre Wiederwahl denn auch zu einem nicht unbedeutenden Teil der CVP-Fraktion. Die
CVP-Bundesrätin ihrerseits wurde als erste in der Wahlabfolge mit glanzvollen 216 von
227 gültigen Stimmen bestätigt. 32
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Im September erklärte Bundesrätin Micheline Calmy-Rey ihren Rücktritt. Die SP konnte
dadurch eine im Wahlkampf nicht unwichtige, verstärkte Medienaufmerksamkeit
generieren, da das Karussell mit den potentiellen Nachfolgerinnen und Nachfolgern
relativ rasch zu drehen begann. Früh gab die Partei bekannt, nur Kandidierende aus der
lateinischen Schweiz zu berücksichtigen. Schliesslich entschied sich die Fraktion für ein
Zweierticket mit dem Staatsrat Pierre-Yves Maillard aus dem Kanton Waadt und dem
Freiburger Ständerat Alain Berset. Obwohl die SVP bei den Bundesratswahlen im
Dezember schliesslich beide Sitze der SP angriff, wurden sowohl Simonetta Sommaruga
im ersten Wahlgang bestätigt als auch Alain Berset bereits im zweiten Umgang gewählt.
Sommaruga behielt das EJPD und Berset übernahm das EDI. 33

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 15.12.2011
MARC BÜHLMANN

Die Atomkatastrophe in Fukushima wurde in den Medien auch als Menetekel für die
Bundesratswahlen herangezogen. Da die FDP sich weniger dezidiert gegen die
Atomenergie geäussert habe, sei nicht so sehr der Sitz von BDP-Bundesrätin Widmer-
Schlumpf gefährdet, die auf die Unterstützung der Anti-Atomkraft-Parteien zählen
könne, sondern einer der beiden FDP-Sitze. Als besonders wacklig wurde der Sitz von
Johann Schneider-Ammann betrachtet, da dieser aufgrund seiner Kommunikation in
der Frankenkrise stark kritisiert wurde. Bei den Wahlen Mitte Dezember erfolgte denn
auch ein Angriff der SVP auf den Sitz von Schneider-Ammann, der jedoch wie zuvor sein
Parteikollege in der Exekutive, Didier Burkhalter, im ersten Wahlgang bestätigt wurde.
Damit verfügten die Freisinnigen nach wie vor über zwei Bundesratssitze. 34

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 15.12.2011
MARC BÜHLMANN

Einen Tag vor ihrem 88. Geburtstag, am 6. September 2016 verstarb Lilian Uchtenhagen
– eine der ersten Nationalrätinnen und eine wichtige Modernisiererin der SP.
Zusammen mit dem damaligen Präsidenten Helmut Hubacher arbeitete sie mit am
Umbau der SP von einer klassischen Arbeiterpartei in eine Mittelstandspartei. Im
Gedächtnis bleiben wird der Name Uchtenhagen aber insbesondere wegen den
Bundesratswahlen vom 7. Dezember 1983. Die Zürcher Nationalrätin war von ihrer
Partei als erste Bundesrätin nominiert worden. Die Bürgerlichen machten diesem Plan
allerdings einen Strich durch die Rechnung und wählten in einem eigentlichen Coup mit
Otto Stich einen genehmen Gegenkandidaten. 35

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.09.2016
MARC BÜHLMANN

Linke und ökologische Parteien

Im Rennen um die Nachfolge von Bundesrat Ogi nominierte die GP ihre
Fraktionspräsidentin Cécile Bühlmann (LU). Sie erhielt zumindest im ersten Wahlgang
die Unterstützung der SP. 36

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 05.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

An ihrer Delegiertenversammlung Anfang Dezember sprachen sich die Grünen mit 132
zu 14 Stimmen bei 4 Enthaltungen dafür aus, einen Sitz im Bundesrat anzustreben. Zu
reden gab, ob die Grünen bei den anstehenden Bundesratswahlen gegen Bundesrat
Blocher kandidieren sollten. Dies wurde mit 115 zu 34 Stimmen bei 4 Enthaltungen
bejaht. Eine Minderheit argumentierte, die Grünen sollten sich an die arithmetische
Konkordanz halten und auf das Freiwerden eines freisinnigen Sitzes warten. Als
Kandidat der Grünen für den Bundesrat wurde der Waadtländer Ständerat Luc
Recordon aufgestellt. Dieser erklärte, er wolle mit seiner Kandidatur eine Alternative zu
Blochers Politik anbieten. Er sei bereit, sich zurückzuziehen, wenn ein gemässigter
bürgerlicher Kandidat zur Wahl antrete. Weitere Themen der Delegiertenversammlung
waren die Unternehmenssteuerreform II, zu der die Nein-Parole beschlossen wurde
und die Initiative gegen Kampfjetlärm in Tourismusgebieten, welche die Delegierten
befürworteten. 37

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.12.2007
SABINE HOHL

Bei der Bundesratswahl für die Nachfolge von Samuel Schmid nominierten die Grünen
wie im Jahr zuvor Luc Recordon (VD). Sie zogen aber seine Kandidatur nach dem ersten
Wahlgang zugunsten von Hansjörg Walter (svp) zurück, dies mit der Begründung,
Recordon habe keine Stimmen erhalten. Die Grünen hatten Recordon selber nicht
gewählt. 38
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Die Grünen griffen bei den Bundesratsersatzwahlen im Herbst des Berichtjahrs den
Sitz der FDP an. Die Partei rechnete sich mit Unterstützung der SP und der CVP
Erfolgschancen aus. Der Anspruch der Grünen mit 10% Wähleranteil auf einen
Bundesratssitz sei ebenso berechtigt wie jener der CVP, verlauteten die Parteisprecher.
Die Suche nach Spitzenkandidaten verlief allerdings harzig. Mit Marlies Bänziger (ZH),
Geri Müller (AG) und Brigit Wyss (SO) stellten sich schliesslich drei Kandidaten zur
Verfügung. Die Fraktion bestimmte Brigit Wyss zur Sprengkandidatin. Sie schied
allerdings bereits im dritten Wahlgang mit 40 Stimmen aus. 39

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 18.08.2010
MARC BÜHLMANN

Nachdem Sie Ende Mai eine positive Bilanz der ablaufenden Legislatur gezogen hatten,
wo sie gezeigt hätten, dass ihre Positionen in der Umweltpolitik mehrheitsfähig und
dass sie zu einer ernstzunehmenden Kraft geworden seien, kündeten die Grünen ihre
Ambitionen für einen eigenen Bundesratssitz an, der allerdings nur auf Kosten der SVP
oder der FDP gehen dürfe. Eine atomkritische Regierung mit grüner Beteiligung liege im
Bereich des Möglichen. Mit der Präsentation möglicher valabler
Bundesratskandidatinnen und -kandidaten (Morin, BS; Hochuli, AG; Genner, ZH; Pulver,
BE; Uster, ZG oder Cramer, GE) unterstrich die GP Anfang August ihre Ambitionen und
erhielt damit ein grosses Medienecho. Nach der Niederlage bei den eidgenössischen
Wahlen blies die GP ihren geplanten Angriff auf den Bundesrat allerdings wieder ab und
half in der Folge mit, den Status quo in der Exekutive zu wahren. Die GP bestätigte BDP-
Bundesrätin Widmer-Schlumpf, obwohl die BDP eigentlich weniger stark ist als die
Grünen. Ein grüner Bundesrat bleibe ein langfristiges Ziel der Partei, gab
Fraktionspräsident Antonio Hodgers (GE) zu Protokoll. 40

ANDERES
DATUM: 16.12.2011
MARC BÜHLMANN

Die SP im Jahr 2023: Kurzüberblick

Die SP startete mit einer Stabilisierung ihres Wählendenanteils bei den Zürcher Wahlen
ins Jahr, und in Luzern gelang ihr die Rückkehr in die Kantonsregierung. Auch wenn die
Partei bei einigen anderen kantonalen Wahlen des Jahres – unter anderem im Tessin,
wo ihr eine Parteiabspaltung zu schaffen machte – weniger gut abschnitt, ergab dies
zusammen mit zunehmend positiven nationalen Umfragewerten in den Medien das Bild
einer Partei, die sich nach einer längeren Phase von Niederlagen bei kantonalen Wahlen
wieder gefangen hatte.
In der Tat vermochte die SP schliesslich sowohl bei den Nationalrats- als auch bei den
Ständeratswahlen zuzulegen. Eine Erklärung für den Wahlerfolg sah die Presse in der
Themenlage, die mit Inflation, steigenden Mieten und einem Schub bei den
Krankenkassenprämien der SP in die Hände gespielt habe: In ihrem Wahlkampf hatte
die Partei – nebst Gleichstellung und Klimaschutz – vor allem das Thema Kaufkraft
propagiert.
Im Rampenlicht stand die SP im Zusammenhang mit den Bundesratswahlen, bei denen
sie den Sitz des zurücktretenden Alain Berset zu verteidigen hatte. War zunächst noch
spekuliert worden, dass die Grünen mit bürgerlicher Unterstützung den SP-Sitz
angreifen könnten, wurde der Anspruch der SP auf zwei Bundesratssitze spätestens
nach den eidgenössischen Parlamentswahlen im Prinzip kaum mehr in Frage gestellt –
von bürgerlicher Seite jedoch unter der Bedingung, dass die SP den Angriff der Grünen
auf die FDP-Sitze nicht unterstütze. Die Mehrheit der SP-Fraktion erfüllte – nach
eigenen Angaben «contre coeur» – diese Bedingung, was wiederum die Grünen
vertäubte. Des Weiteren gab es kurz vor der Bundesratswahl aus den bürgerlichen
Parteien Drohungen, eine SP-Vertretung ausserhalb des offiziellen SP-Tickets zu
wählen. Auf dieses hatte die SP-Fraktion den Basler Regierungsrat Beat Jans und den
Bündner Nationalrat Jon Pult gesetzt. Vier weitere Kandidierende – darunter wie schon
im Vorjahr auch die Berner Regierungsrätin Evi Allemann und der Zürcher Ständerat
Daniel Jositsch – blieben auf der Strecke. Die Bundesversammlung entschied sich
letztlich deutlich für Beat Jans, der sich in den Anhörungen bei den anderen Fraktionen
gemäss Medienberichten konzilianter gegeben hatte als Jon Pult. Dieser erhielt in allen
drei Wahlgängen gar weniger Stimmen als Daniel Jositsch. Bei der
Departementsverteilung blieben das EDI und das EJPD in SP-Hand, wobei
überraschend die bisherige EJPD-Vorsteherin Elisabeth Baume-Schneider ins EDI
wechselte und der Neugewählte Beat Jans somit das EJPD übernahm.
In der direktdemokratischen Arena musste die SP eine Niederlage hinnehmen, als die
von ihr bekämpfte OECD-Mindeststeuer an der Urne deutlich angenommen wurde. Die
Nein-Parole dazu hatten die Parteidelegierten entgegen der Empfehlung der
Parteileitung gefasst, welche Stimmfreigabe beantragt hatte. Einen Erfolg konnte die SP
verbuchen, indem sie im Sommer ihre Kita-Initiative zustande brachte.
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Bereits vor den Wahlen hatte die SP ihr Fraktionspräsidium im Bundeshaus neu zu
besetzen. Die Doppelkandidatur von Samira Marti und Samuel Bendahan für die
Nachfolge von Roger Nordmann blieb ohne Konkurrenz, womit die Fraktion nun wie
schon die Bundespartei von einem geschlechtergemischten Co-Präsidium geführt wird.

Die Grünen im Jahr 2023: Kurzüberblick

Die Grünen konnten im Frühling ihr 40-jähriges Jubiläum begehen, hatten im
Berichtsjahr ansonsten aber nicht viel zu feiern. Bei den eidgenössischen Wahlen
erlitten sie in beiden Räten deutliche Einbussen. Viele Medien sahen die Partei damit
wieder in die Rolle einer Juniorpartnerin im linksgrünen Lager abrutschen, welche nach
dem fulminanten Wahlerfolg 2019 in Frage gestellt war. Die Niederlage hatte sich in
nationalen Umfragen und kantonalen Wahlen bereits abgezeichnet und wurde in den
Medien oft damit erklärt, dass der Klimawandel angesichts neuer Krisen viele Leute
nicht mehr gleich stark bewegt habe wie noch bei der «Klimawahl» 2019. Die
Parteispitze betonte zwar, man stehe immer noch stärker da als vor 2019 und habe das
zweitbeste Resultat der Parteigeschichte erzielt. Gleichwohl kam Parteipräsident
Balthasar Glättli nach den Wahlen zum Schluss, er wolle der Partei einen Neubeginn
ermöglichen und als «Gesicht des Misserfolgs» sein Amt im Frühling 2024 abgeben.
Im Wahlkampf sorgte eine Millionenspende, die die Grünen von einer Gönnerin
erhalten hatten und für eine eigene App zur Mobilisierung ihrer Mitglieder
verwendeten, für einiges Aufsehen. Inhaltlich setzten die Grünen im Wahlkampf vor
allem auf ihre Kernthemen Klima und Ökologie sowie Gleichstellung. Passend dazu
beschlossen sie im August die Lancierung einer neuen Volksinitiative, welche eine
Pflicht zur Installation von Solaranlagen auf geeigneten Dächern und Fassaden bringen
soll («Solar-Initiative»).
Ungeachtet ihrer geschwächten Position im Parlament wollten die Grünen im Dezember
in den Bundesrat einziehen und griffen mit der Kandidatur des Freiburger Nationalrats
Gerhard Andrey die beiden Bundesratsmitglieder der FDP an. Von einem in den Medien
immer wieder erörterten Angriff auf ihre Partnerin und Konkurrentin im linksgrünen
Lager, die SP, sahen die Grünen ab, nachdem sie einen solchen vorher lange nicht
kategorisch ausgeschlossen hatten. Nach dem gemeinhin erwarteten Scheitern von
Andreys Kandidatur äusserte sich Parteipräsident Glättli indessen erbost über den
Umstand, dass Andrey wohl nur eine Minderheit der SP-Stimmen erhalten hatte; in
Zukunft kämen für ihn deshalb auch Angriffe auf SP-Bundesratssitze in Frage.
Unerfreulich war für die Grünen 2023 auch eine Serie von Parteiaustritten von
Kantonsparlamentarierinnen und -parlamentariern in vier verschiedenen Kantonen,
wobei die Gründe sich von Fall zu Fall unterschieden.

PARTEICHRONIK
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Die GLP im Jahr 2023: Kurzüberblick

Im Zentrum des Jahres 2023 standen für die GLP wie auch für die anderen Parteien die
National- und Ständeratswahlen. Für die Grünliberalen brachten diese einen herben
Dämpfer. Nicht nur ging – nachdem sie sich ursprünglich eine deutliche Steigerung zum
Ziel gesetzt hatten – ihr Wählendenanteil leicht zurück, sondern ihre
Nationalratsfraktion schrumpfte – teilweise wegen Proporzpech – sogar um mehr als
einen Drittel. Dass sie den Wiedereinzug in den Ständerat schafften, war für die
Grünliberalen nur ein schwacher Trost. Als neue Fraktionspräsidentin bestimmten die
Grünliberalen nach den Wahlen Corina Gredig (glp, ZH), die auf die in den Ständerat
wechselnde Tiana Angelina Moser (glp, ZH) folgte.
Ihre zuvor gehegten Bundesratsambitionen begrub die GLP nach dem deutlichen
Verpassen ihrer Wahlziele. Mit der Wahl ihres Kandidaten Viktor Rossi zum
Bundeskanzler ist sie künftig dennoch im Bundesratszimmer vertreten. Die
Grünliberalen sind damit die erste Partei der Schweizer Geschichte, die einen
Bundeskanzler stellt, ohne ein Bundesratsmitglied zu haben.
Nach den Parlamentswahlen gab in den Medien die künftige Ausrichtung der GLP Stoff
für Spekulationen: Während Parteipräsident Jürg Grossen in Interviews gewisse
Avancen nach Rechts zu machen schien, schloss sich mit Tiana Angelina Moser die
einzige GLP-Ständerätin der Ratsgruppe der Grünen an. Ein wichtiger Geldgeber der
Partei wiederum sprach sich für eine Parteifusion mit der Mitte aus.
Erfreulicher als die eidgenössischen Wahlen waren für die GLP in der ersten
Jahreshälfte eine Reihe kantonaler Parlamentswahlen verlaufen, auch wenn die
Zugewinne bereits bescheidener als noch in den Vorjahren ausfielen: Im Tessin und in
Appenzell Ausserrhoden gelang der GLP jeweils der erstmalige Einzug ins
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Kantonsparlament, im Baselbieter Landrat erreichte sie erstmals Fraktionsstärke. Und
auch in Glarus konnte die GLP – hier nicht aufgrund eines Wahlerfolgs, sondern wegen
Parteiübertritten – erstmals eine eigene Fraktion bilden.

Liberale Parteien

Die FDP im Jahr 2023: Kurzüberblick

Das dominierende Ereignis des Parteienjahrs 2023, die eidgenössischen Wahlen, verlief
für die FDP enttäuschend: Nicht nur verpassten die Freisinnigen deutlich ihr
ursprüngliches Ziel, beim Wählendenanteil die SP als zweitstärkste Partei abzulösen,
sondern am Ende konnten sie sogar den dritten Platz nur knapp vor der Mitte
verteidigen. Bei der Anzahl Sitze fielen sie gar hinter die Mitte zurück, und auch im
Ständerat büssten die Freisinnigen ein Mandat ein. Die Verluste befeuerten die
Diskussionen, ob die Doppelvertretung der FDP im Bundesrat noch gerechtfertigt sei;
letztlich gerieten die beiden FDP-Sitze bei den Bundesratswahlen aber trotz eines
Angriffs der Grünen nicht ernsthaft in Gefahr.
Im Wahlkampf waren sowohl parteiintern als auch in den Medien Kontroversen darum
entbrannt, ob die grossflächigen Listenverbindungen mit der SVP für die FDP
strategisch sinnvoll seien oder gemässigte Wählende abschreckten. Die inhaltlichen
Wahlkampfthemen der Freisinnigen wurden von diesen Diskussionen teilweise in den
Schatten gestellt. Die Vorwürfe, die FDP verkomme zu einer Juniorpartnerin der SVP,
verstärkten sich noch, als sich die Freisinnigen vor den zweiten Ständeratswahlgängen
in mehreren Kantonen zugunsten der SVP-Kandidaturen zurückzogen.
Aufgrund der Vorgeschichte hatten manche Beobachterinnen und Beobachter im
Frühling vor der Parolenfassung zum Klima- und Innovationsgesetz eine Zerreissprobe
für die Partei erwartet. Eine solche blieb jedoch aus, die Parteidelegierten fassten
letztlich deutlich, wenn auch ohne grosse Begeisterung, die Ja-Parole. Ob an der Urne
schliesslich anders als noch beim CO2-Gesetz 2021 eine Mehrheit der
Sympathisierenden der Partei der Ja-Parole folgte, dazu lieferten die Nachbefragungen
widersprüchliche Ergebnisse.
In mehreren, auch gewichtigen, FDP-Kantonalsektionen kam es im Berichtsjahr zu
Wechseln an der Parteispitze. So wählten die Freisinnigen in Zürich, Bern, Genf,
Neuenburg und Jura neue Kantonalpräsidien.

PARTEICHRONIK
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Konservative und Rechte Parteien

Auch wenn die Partei im Wahlkampf mit Themen in Erscheinung zu treten versuchte,
berichteten die Medien praktisch nur im Zusammenhang mit den Spekulationen über
die Wiederwahl ihrer Bundesrätin über die BDP. Zahlreiche mögliche Abwehrszenarien
gegen den Angriff der SVP auf den BDP-Regierungssitz wurden erörtert. Dabei wurde
immer wieder eine Fusion mit der CVP diskutiert, die von der BDP jeweils deutlich
abgelehnt wurde. Indem sie sich etwa an der Delegiertenversammlung Mitte September
in Zofingen scharf von der SVP-Politik abgrenzte und sich als verlässliche, konstruktive
und lösungsorientierte Alternative zur Volkspartei präsentierte, versuchte die BDP
deutlich zu machen, dass sie die bessere Wahl sei. Als wichtig wurde in den Medien
zudem die Positionierung der Regierung in der Atomausstiegsfrage beurteilt, welche
Widmer-Schlumpf aktiv mitgetragen hatte und welche ihr eine Mehrheit in der
Bundesversammlung bescheren könnte. Das gute Abschneiden bei den
Nationalratswahlen wurde zudem als Kompliment für die BDP-Bundesrätin gewertet.
Bei den Bundesratswahlen wurde Widmer-Schlumpf, die laut eigener Aussage selber
nicht mit ihrer Wiederwahl gerechnet hatte, dann tatsächlich glänzend bestätigt. Sie
erhielt mit 131 Stimmen wahrscheinlich die Unterstützung aller Parlamentarier mit
Ausnahme der SVP- und der FDP-Fraktion, welche sich auf die SVP-Herausforderer
Rime (41 Stimmen) und Walter (63 Stimmen) verteilten. Mit 174 Stimmen wurde die BDP-
Magistratin auch zur neuen Bundepräsidentin gewählt. 41
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Die SVP im Jahr 2023: Kurzüberblick

Für die SVP stand das Jahr 2023 wie auch für die übrigen Parteien stark im Zeichen der
National- und Ständeratswahlen. So lancierte sie zu Jahresbeginn ihren Wahlkampf mit
einem neuen Parteiprogramm, das sich unter anderem in einem eigenen Kapitel gegen
«Gender-Terror und Woke-Wahnsinn» wandte. Im Lauf des Wahlkampfs rückte die
Partei mit der Asyl- und Migrationspolitik indessen zunehmend zwei ihrer klassischen
Kernthemen ins Zentrum; dabei wurde ihre Kampagne von der Eidgenössischen
Kommission gegen Rassismus EKR als «fremdenfeindlich und hetzerisch» taxiert,
worauf die Partei von Zensur sprach. Nebst ihren inhaltlichen Forderungen bescherten
der SVP auch ein Wahlkampfsong, mit dem sie womöglich Urheberrechte verletzte, und
ein aufwändig inszenierter Wahlkampfanlass viel Aufmerksamkeit.

Bei den Nationalratswahlen trug der intensive Wahlkampf für die Partei reiche Früchte,
indem sie sowohl beim Wählendenanteil als auch bei der Sitzzahl markant zulegte und
das drittbeste Resultat ihrer Geschichte erzielte. Im Ständerat musste die SVP hingegen
Verluste hinnehmen und wurde nur viertstärkste Partei. Dass sich die SVP als Polpartei
bei Majorzwahlen immer wieder schwertut, hatte sich auch bei den Baselbieter Wahlen
gezeigt, wo sie ihren einzigen Sitz in der Kantonsregierung an die Kleinpartei EVP
verlor.

Bei den Bundesratswahlen sprach sich die SVP für ein Festhalten an der bisherigen
Sitzverteilung aus, erhob jedoch Anspruch auf die Nachfolge von Bundeskanzler Walter
Thurnherr und legte dafür ein Zweierticket vor. In der Bundesversammlung machte
jedoch der GLP-Kandidat und bisherige Vizekanzler Viktor Rossi das Rennen. Die SVP
muss somit weiter auf ihre erste Bundeskanzlerin oder ihren ersten Bundeskanzler
warten.

Im Übrigen zeigte sich die SVP auch in diesem Jahr aktiv bei der Nutzung der
Volksrechte. So lancierte sie – passend zu ihren Wahlkampfthemen – die
«Nachhaltigkeitsinitiative», die mit Massnahmen im Asyl- und Migrationsbereich das
Bevölkerungswachstum bremsen soll. Zu Beginn des Jahres hatte die Partei zudem das
Referendum gegen das Klimagesetz zustande gebracht – und dabei intern für böses Blut
gesorgt, weil nach einem harzigen Start zur Unterschriftensammlung ein Strafgeld für
Fraktionsmitglieder beschlossen wurde, die nicht mindestens 150 Unterschriften
beisteuerten. An der Urne drang die SVP mit ihrem Widerstand gegen das Gesetz
schliesslich nicht durch, ebensowenig wie mit ihrer Nein-Parole zur fünften Revision
des Covid-19-Gesetzes.

Verschiedentlich wurde in den Medien diskutiert, ob sich die SVP genügend gegen
Rechtsextremismus abgrenze. Anlass dazu boten unter anderem die in zwei Kantonen
eingegangenen Listenverbindungen mit Mass-voll und das Bekanntwerden von
Verbindungen einzelner SVP-Exponentinnen und -Exponenten zur Jungen Tat.

Für einige Schlagzeilen sorgten im Herbst Vorwürfe an SVP-Präsident Marco Chiesa,
wonach dieser bei der Führung seiner Tessiner Treuhandfirma über ein Jahr lang gegen
Vorgaben des kantonalen Gesetzes verstossen habe. Chiesa wies die Vorwürfe zurück.
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Die Mitte im Jahr 2023: Kurzüberblick

Für die Mitte brachte das Jahr 2023 mit den ersten nationalen Wahlen nach der
Parteifusion aus CVP und BDP eine Bewährungsprobe. Dabei konnte die Mitte ihr
deklariertes Wahlziel, den kumulierten Wählendenanteil der beiden Vorgängerparteien
zu halten, leicht übertreffen, und überholte bei der Zahl der Nationalratssitze die FDP.
Im Ständerat baute sie ihre Position als stärkste Partei aus. Viele Medienkommentare
erwarteten sie deshalb in den kommenden Jahren noch stärker in der Rolle als
Mehrheitsmacherin. Dem Parteipräsidenten Gerhard Pfister schwebte für die Mitte, die
sich in ihrem Wahlkampf als Anti-Polarisierungspartei profiliert hatte, freilich nicht
einfach eine vermittelnde Rolle zwischen Rechts und Links vor, sondern eine
Positionierung als Anführerin eines dritten Pols im Zentrum des politischen Spektrums,
die eigenständig Themen setzen soll.
Dass die Mitte bei den Sitzanteilen die FDP überholte, gab medialen Diskussionen
Auftrieb, ob sie einen zweiten Bundesratssitz auf Kosten der Freisinnigen
beanspruchen könnte. Parteipräsident Pfister und die Fraktion wollten einen solchen
Schritt jedoch erst «mittelfristig» ins Auge fassen, da sie eine Abwahl
wiederkandidierender Bundesratsmitglieder ablehnten.
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Mit unvorteilhaften Schlagzeilen sah sich die Mitte im Frühling konfrontiert, als
ehemalige Mitarbeitende der Partei Vorwürfe erhoben, im Generalsekretariat werde
gemobbt und es herrsche «ein Klima der Angst». Zumindest in den Medien zogen die
Vorwürfe aber keine weiteren Kreise.
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